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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für internationalen Handel ersucht den federführenden Ausschuss für 

auswärtige Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 

übernehmen: 

1. merkt an, dass die Volksrepublik China, im Folgenden VRC, der zweitgrößte 

Handelspartner der EU und dass die EU der größte Handelspartner der VRC ist; hebt 

den stetigen Handelszuwachs zwischen den beiden Parteien hervor, ist allerdings der 

Auffassung, dass die Warenhandelsbilanz unausgewogen zugunsten der VRC ausfällt; 

fordert, dass ein kooperativer Ansatz verfolgt und eine konstruktive Einstellung an den 

Tag gelegt wird, um Bedenken wirksam zur Sprache zu bringen und das hohe 

Handelspotenzial zwischen der EU und der VRC auszuschöpfen; fordert die 

Kommission auf, die Zusammenarbeit und den Dialog mit der VRC zu intensivieren; 

2. nimmt die bei aktuellen Untersuchungen gemachten Feststellungen zur Kenntnis, 

wonach China seit dem Jahr 2008 in Europa Vermögenswerte im Umfang von 318 Mrd. 

USD erworben hat; merkt an, dass bei dieser Zahl verschiedene 

Unternehmenszusammenschlüsse, Investitionen und Joint Ventures nicht 

mitberücksichtigt werden; 

3. merkt an, dass die VRC ein wichtiger globaler Handelsakteur ist und dass der große 

Markt des Landes insbesondere im gegenwärtigen globalen Handelskontext für EU-

Unternehmen und für europäische Unternehmen grundsätzlich eine große Chance 

darstellen könnte; weist darauf hin, dass chinesischen Unternehmen, darunter 

staatseigenen Unternehmen, die großen offenen Märkte in der EU zugutekommen; 

erkennt die beachtlichen Ergebnisse der VRC an, der es gelungen ist, in den letzten vier 

Jahrzehnten Hunderte Millionen von Bürgern aus der Armut zu befreien; 

4. stellt fest, dass die ins Ausland abfließenden ausländischen Direktinvestitionen der EU 

in die VRC seit 2012 stetig gesunken sind, insbesondere im traditionellen 

verarbeitenden Gewerbe, wobei die Investitionen in Hightech-Dienstleistungen, 

Versorgungsleistungen sowie landwirtschaftliche Dienstleistungen und 

Baudienstleistungen parallel dazu angestiegen sind, während die Investitionen der VRC 

in die EU in den vergangenen Jahren exponentiell gewachsen sind; erkennt an, dass die 

VRC seit 2016 ein Nettoinvestor in der EU ist; nimmt zur Kenntnis, dass 68 % der 

chinesischen Investitionen in Europa im Jahr 2017 von staatseigenen Unternehmen 

getätigt wurden; ist besorgt über die staatlich organisierten Übernahmen, die den 

strategischen Interessen, den Zielen der öffentlichen Sicherheit, der 

Wettbewerbsfähigkeit und der Beschäftigung in Europa entgegenstehen könnten; 

5. begrüßt den Vorschlag der Kommission zu einem Überprüfungsmechanismus für ADI 

in den Bereichen Sicherheit und öffentliche Ordnung, der eine der Anstrengungen der 

EU darstellt, sich an ein wandelndes globales Umfeld anzupassen, ohne dabei gezielt 

gegen einen internationalen Handelspartner der EU vorzugehen; weist warnend darauf 

hin, dass der Mechanismus nicht zu versteckten Protektionismus führen darf; fordert 

allerdings dessen zügige Annahme;  

6. begrüßt die Zusagen von Präsident Xi Jinping, den chinesischen Markt weiter für 
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ausländische Investoren zu öffnen und das Investitionsumfeld zu verbessern, die 

Überarbeitung der Negativliste für ausländische Investitionen abzuschließen und die 

Einschränkungen für europäische Unternehmen aufzuheben sowie den Schutz der 

Rechte des geistigen Eigentums zu stärken und für gleiche Wettbewerbsbedingungen zu 

sorgen, indem der Markt der VRC transparenter gestaltet und besser reguliert wird; 

fordert, dass diese Zusagen erfüllt werden; 

7. bekräftigt, wie wichtig es ist, sämtliche diskriminierenden Praktiken gegenüber 

ausländischen Investoren einzustellen; weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass 

solche Reformen sowohl chinesischen als auch europäischen Unternehmen 

zugutekommen werden, insbesondere Kleinstunternehmen sowie kleinen und mittleren 

Unternehmen; 

8. fordert die Kommission auf, die neue Datenschutz-Grundverordnung der Union als 

Goldstandard in ihren Handelsbeziehungen zu China zu fördern; weist darauf hin, dass 

mit China und anderen WTO-Partnern ein systematischer Dialog über die 

regulatorischen Anforderungen im Zusammenhang mit der Digitalisierung unserer 

Volkswirtschaften und deren mannigfaltigen Auswirkungen auf den Handel, auf 

Produktionsketten, auf grenzüberschreitende digitale Dienste, auf den 3D-Druck, auf 

das Verbraucherverhalten, auf Zahlungen, auf Steuern, auf den Schutz 

personenbezogener Daten, auf Eigentumsfragen, auf die Bereitstellung und den Schutz 

audiovisueller Dienstleistungen, auf Medien und auf direkte persönliche Kontakte 

geführt werden muss; 

9. fordert die VRC auf, den Prozess des Beitritts zum WTO-Übereinkommen über das 

öffentliche Beschaffungswesen zu beschleunigen und ein Angebot für den Beitritt 

vorzulegen, um europäischen Unternehmen einen Zugang zu ihrem Markt zu gewähren, 

der gleichwertig mit dem Zugang ist, welchen chinesische Unternehmen bereits in der 

EU genießen; bedauert, dass der chinesische Markt für öffentliche Aufträge gegenüber 

ausländischen Lieferanten weitgehend verschlossen bleibt und dass europäische 

Unternehmen dabei diskriminiert werden und mangelnden Zugang zum chinesischen 

Markt haben; fordert die VRC auf, einen diskriminierungsfreien Zugang zur Vergabe 

öffentlicher Aufträge für europäische Unternehmen und Arbeitnehmer zu ermöglichen; 

fordert den Rat auf, das Instrument betreffend das internationale Beschaffungswesen 

zügig anzunehmen; fordert die Kommission auf, wachsam zu sein, wenn es um 

Aufträge an ausländische Unternehmen geht, die im Verdacht stehen, auf 

Dumpingpraktiken zurückzugreifen, und gegebenenfalls Maßnahmen einzuleiten; 

10. fordert eine koordinierte Zusammenarbeit mit der VRC bei der Seidenstraßen-Initiative 

auf der Grundlage von Gegenseitigkeit, nachhaltiger Entwicklung, verantwortlichem 

Regierungshandeln sowie offenen und transparenten Regeln, insbesondere was die 

Vergabe öffentlicher Aufträge betrifft; bedauert in diesem Zusammenhang, dass das 

wirtschaftliche Umfeld für europäische Unternehmen und Arbeitnehmer durch die 

beiden Absichtserklärungen, die vom Europäischen Investitionsfonds und vom 

Seidenstraßenfonds („Silk Road Fund“ – SRF) der VRC bzw. von der Europäischen 

Investitionsbank (EIB), der Asiatischen Entwicklungsbank, der Asiatischen 

Infrastruktur-Investitionsbank, der Europäischen Bank für Wiederaufbau und 

Entwicklung, der neuen Entwicklungsbank und der Weltbank unterzeichnet wurden, 

noch nicht verbessert wurde; bedauert, dass es bei verschiedenen Projekten im 

Zusammenhang mit der Seidenstraßen-Initiative keine professionellen 
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Nachhaltigkeitsprüfungen gibt, und betont, wie wichtig die Qualität von Investitionen 

ist, insbesondere wenn sie positive Auswirkungen auf die Beschäftigung, die 

Arbeitnehmerrechte, eine umweltschonende Produktion und die Eindämmung des 

Klimawandels nach sich ziehen soll, was im Einklang mit einer multilateralen 

Governance und internationalen Standards steht; 

11. unterstützt die im Jahr 2013 aufgenommenen laufenden Verhandlungen über ein 

umfassendes Investitionsabkommen zwischen der EU und der VRC und fordert die 

VRC auf, sich stärker in diesen Prozess einzubringen; fordert beide Parteien auf, ihre 

Anstrengungen zu verstärken, die Verhandlungen voranzubringen, die darauf abzielen, 

für europäische Unternehmen und Arbeitnehmer wirklich faire 

Wettbewerbsbedingungen zu erreichen und Gegenseitigkeit beim Zugang zu den 

Märkten sicherzustellen, und zugleich Sonderbestimmungen für KMU und die Vergabe 

öffentlicher Aufträge anzustreben; fordert beide Parteien darüber hinaus auf, die 

Gelegenheit im Rahmen des Investitionsabkommens nicht verstreichen zu lassen, ihre 

Zusammenarbeit im Bereich der Umweltrechte und Arbeitnehmerrechte auszubauen 

und ein Kapitel über nachhaltige Entwicklung in den Text aufzunehmen; 

12. weist darauf hin, dass EU-Unternehmen in der VRC mit immer mehr restriktiven 

Marktzugangsmaßnahmen konfrontiert sind, da in einigen Industriezweigen Auflagen 

bei der Gründung von Joint Ventures und weitere diskriminierende technische 

Anforderungen, einschließlich erzwungener Datenlokalisierung und der 

Herausgabepflicht für Quellcodes, sowie Regulierungsvorschriften für Unternehmen in 

ausländischem Besitz bestehen; begrüßt in diesem Zusammenhang die vom Staatsrat 

der VRC im Jahr 2017 herausgegebene Mitteilung über die Ergreifung verschiedener 

Maßnahmen zur Förderung von größerer Offenheit und der aktiven Nutzung von 

ausländischen Investitionen, bedauert allerdings, dass es keine Zeitleiste für die 

Verwirklichung der darin angegebenen Ziele gibt; fordert die chinesischen Behörden 

daher auf, diese Zusagen zügig zu verwirklichen;  

13. fordert sowohl die EU und ihre Mitgliedstaaten als auch China auf, die Zusammenarbeit 

zum Aufbau von Kreislaufwirtschaften zu intensivieren, zumal diese dringende 

Notwendigkeit sogar noch ersichtlicher geworden ist, nachdem China den rechtmäßigen 

Beschluss gefasst hat, die Einfuhr von Kunststoffabfällen aus Europa zu verbieten; 

fordert beide Partner auf, die wirtschaftliche und technologische Zusammenarbeit zu 

intensivieren, um zu verhindern, dass sich in der Folge von globalen Produktionsketten, 

Handel und Transport sowie Tourismusleistungen nicht hinnehmbare Berge aus 

Kunststoffabfällen in unseren Weltmeeren sammeln; 

14. fordert die VRC auf, sich darum zu bemühen, auf der internationalen Bühne eine 

verantwortungsvolle Rolle zu spielen, und sich dabei der Verantwortlichkeiten 

vollständig bewusst zu sein, die sich aus ihrer wirtschaftlichen Präsenz und Leistung in 

Drittstaaten und auf den globalen Märkten ergeben, auch indem sie das multilaterale 

regelgestützte Handelssystem und die WTO unterstützt; ist davon überzeugt, dass die 

wachsenden internationalen Handelsspannungen im derzeitigen Kontext globaler 

Wertschöpfungsketten durch Verhandlungen beigelegt werden sollten, und bekräftigt 

zugleich, dass multilaterale Lösungen verfolgt werden müssen; fordert in diesem 

Zusammenhang, dass die im Protokoll über den Beitritt der VRC zur WTO verankerten 

Verpflichtungen eingehalten und dass die darin enthaltenen operativen Mechanismen 

geschützt werden; hebt die in den WTO-Übereinkommen vorgesehenen Notifizierungs- 
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und Transparenzverpflichtungen bei Subventionen hervor und zeigt sich besorgt über 

die derzeitige Praxis von direkter oder indirekter Subventionierung chinesischer 

Unternehmen; fordert, dass die gemeinsamen Anstrengungen und Maßnahmen zur 

Bekämpfung und Beseitigung von Marktverzerrungen, die durch Staaten verursacht 

wurden und Folgen für den globalen Handel nach sich ziehen, mit den wichtigen 

Handelspartnern der EU koordiniert werden; 

15. bedauert, dass die VRC ihre Klage gegen die EU vor dem WTO-Berufungsgremium 

noch nicht zurückgezogen hat, obgleich das Verfahren zur Reform der europäischen 

Berechnungsmethode für Antidumpingzölle abgeschlossen wurde; 

16. zeigt sich besorgt über die eskalierenden zolltariflichen Maßnahmen, die von China und 

den Vereinigten Staaten ergriffen werden; 

17. ist besorgt angesichts der Anzahl der Beschränkungen, mit denen europäische 

Unternehmen und insbesondere Kleinstunternehmen sowie kleine und mittlere 

Unternehmen in der VRC nach wie vor konfrontiert sind, wozu auch der 

Anforderungskatalog für ausländische Investitionen 2017 und die Negativliste bei 

Freihandelszonen 2017 gehören, sowie in Bereichen, auf die sich der Plan „Made in 

China 2025“ erstreckt; fordert, dass diese Beschränkungen zügig abgebaut werden, 

damit das Potenzial der Zusammenarbeit und die Synergien zwischen den Programmen 

der Industrie 4.0 in Europa und der Strategie „Made in China 2025“ vollständig 

ausgeschöpft werden, zumal unsere Produktionsbranchen mit Blick auf eine intelligente 

Fertigung umstrukturiert werden müssen, wozu auch die Zusammenarbeit bei der 

Entwicklung und Festlegung der jeweiligen Industrienormen in multilateralen Foren 

gehört; weist darauf hin, wie wichtig es ist, dass staatliche Subventionen in der VRC 

abgebaut werden; 

18. fordert die VRC auf, den Marktzugang nicht länger zunehmend von erzwungenen 

Technologietransfers abhängig zu machen, wie es in dem Positionspapier der EU-

Handelskammer in China von 2017 erklärt wird; 

19. fordert eine Wiederaufnahme der Verhandlungen zu dem Abkommen über den Handel 

mit Umweltschutzgütern, und zwar auf der Grundlage der ertragreichen 

Zusammenarbeit zwischen der EU und der VRC bei der Bekämpfung des Klimawandels 

und des entschlossenen gemeinsamen Engagements zur Umsetzung des Pariser 

Übereinkommens; hebt das Handelspotenzial bei der technologischen Zusammenarbeit 

hervor, wenn es um umweltschonende Technologien geht;  

20. nimmt die Schlussfolgerungen im Bericht der Kommission über den Schutz und die 

Durchsetzung von Immaterialgüterrechten in Drittländern besorgt zur Kenntnis, aus 

denen hervorgeht, dass die VRC dabei das Hauptanliegen darstellt; bekräftigt, dass der 

Schutz der europäischen wissensbasierten Wirtschaft sichergestellt werden muss; 

fordert die VRC auf, gegen die illegale Nutzung europäischer Lizenzen durch 

chinesische Unternehmen vorzugehen; 

21. fordert die Kommission auf, für die Präsenz der Europäischen Union auf der China 

International Import Expo im November 2018 in Shanghai zu sorgen und insbesondere 

KMU eine Gelegenheit zu bieten, ihre Arbeit vorzustellen; fordert die Kommission auf, 

sich an Handelskammern zu wenden, und zwar insbesondere in Mitgliedstaaten, die 

derzeit weniger stark in den Handel mit China eingebunden sind, um diese Gelegenheit 
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zu fördern; 

22. ist besorgt über die staatlichen Maßnahmen der VRC, die Handelsverzerrungen 

verursacht haben, einschließlich der industriellen Überkapazität in der 

Rohstoffindustrie, darunter beispielsweise in der Stahl- und Aluminiumbranche; weist 

auf die im Jahr 2017 beim ersten Ministertreffen im Rahmen des Weltforums zu 

Stahlüberkapazitäten eingegangenen Verpflichtungen hin, von der Bereitstellung 

marktverzerrender Beihilfen Abstand zu nehmen, bedauert allerdings, dass es die 

chinesische Delegation versäumt hat, Angaben zur Kapazität zu liefern; fordert die 

VRC auf, ihrer Verpflichtung nachzukommen, die Angaben zu ihren Subventionen und 

unterstützenden Maßnahmen für die Stahl- und Aluminiumindustrie bis Juni 2018 zu 

ermitteln und offenzulegen; erkennt an, dass es eine Verbindung zwischen der globalen 

industriellen Überkapazität und dem Anstieg von protektionistischen 

Handelsmaßnahmen gibt, und fordert weiterhin eine multilaterale Zusammenarbeit ein, 

um die strukturellen Probleme in Angriff zu nehmen, die zu einer Überkapazität führen; 

begrüßt die vorgeschlagene Dreiparteien-Vorgehensweise vonseiten der Vereinigten 

Staaten, Japans und der EU auf Ebene der WTO; 

23. betont, wie wichtig ein ehrgeiziges Abkommen zwischen der EU und der VRC über 

geografische Angaben auf der Grundlage der höchsten internationalen Standards ist, 

und begrüßt, dass die Liste von 200 chinesischen und europäischen geografischen 

Angaben, deren Schutz künftig ausgehandelt wird, durch die EU und die VRC 2017 

gemeinsam verkündet wurde; ist allerdings der Ansicht, dass die Liste ein sehr 

bescheidenes Ergebnis darstellt, wenn man bedenkt, dass die Verhandlungen 2010 

aufgenommen wurden, und bedauert die mangelnden Fortschritte in diesem 

Zusammenhang; fordert, dass die Verhandlungen frühzeitig abgeschlossen werden, und 

fordert beide Parteien mit Nachdruck auf, das anstehende Gipfeltreffen zwischen der 

EU und der VRC als gute Gelegenheit anzusehen, diesbezüglich wirksame Fortschritte 

zu erzielen; bekräftigt, dass im Bereich der SPS-Maßnahmen weiter 

zusammengearbeitet werden muss, um die Belastung von EU-Exporteuren zu 

verringern; 

24. begrüßt den Beschluss Chinas, die Umsetzung neuer Kennzeichnungen für eingeführte 

Lebensmittel und Getränke um ein Jahr zu verschieben, in deren Folge die 

Lebensmitteleinfuhren aus der EU drastisch gesunken wären; begrüßt darüber hinaus 

die Verzögerung bei der Umsetzung der neuen Normen für Elektrofahrzeuge und 

fordert bei solchen Initiativen einen substanziellen Dialog und eine verbesserte 

Koordinierung; 

25. empfiehlt der Union und der chinesischen Regierung, innerhalb der G20 eine 

gemeinsame Initiative einzuleiten, um ein Globales Forum für Aluminium-

Überkapazitäten ins Leben zu rufen, dessen Mandat darin besteht, sich mit der gesamten 

Wertschöpfungskette der Bauxit-, Aluminium- und Stahlindustrie, einschließlich der 

Rohstoffpreise und der Umweltaspekte, zu befassen; 

26. fordert die Kommission auf, die handelsverzerrenden Maßnahmen Chinas aktiv zu 

überwachen, die sich auf den Stand von EU-Unternehmen auf den globalen Märkten 

auswirken, und in der WTO und weiteren Foren geeignete Maßnahmen einzuleiten, 

einschließlich über die Beilegung von Streitigkeiten; 
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27. merkt an, dass derzeit ein neues chinesisches Gesetz über ausländische Investitionen 

ausgearbeitet wird; fordert die betroffenen chinesischen Parteien mit Nachdruck auf, 

sich um Transparenz, Rechenschaftspflicht, Vorhersehbarkeit und Rechtssicherheit zu 

bemühen und dabei den Vorschlägen und Erwartungen Rechnung zu tragen, die im 

Rahmen des derzeitigen Dialogs zwischen der EU und China über Handels- und 

Investitionsbeziehungen herangetragen werden; 

28. zeigt sich besorgt über das neue Gesetz zur Cybersicherheit, das unter anderem neue 

regulatorische Hindernisse für ausländische Unternehmen umfasst, welche 

Telekommunikation sowie IT-Ausrüstung und -Dienstleistungen vertreiben; bedauert, 

dass solche unlängst verabschiedeten Maßnahmen einhergehend mit der Einrichtung 

von Zellen der Kommunistischen Partei Chinas in privaten Unternehmen, einschließlich 

ausländischen Unternehmen, sowie Maßnahmen wie das NRO-Gesetz das allgemeine 

wirtschaftliche Umfeld für ausländische und private Wirtschaftsakteure in der VRC 

feindseliger werden lassen;  

29. merkt an, dass im Jahr 2016 das Bankensystem der VRC das des Euro-Währungsgebiets 

als das weltweit größte abgelöst hat; fordert die VRC auf, es ausländischen 

Bankunternehmen zu ermöglichen, gleichberechtigt mit inländischen Einrichtungen zu 

konkurrieren, und mit der EU im Bereich der Finanzmarktregulierung 

zusammenzuarbeiten; begrüßt den Beschluss der VRC, die Zölle bei 

187 Gebrauchsgütern abzubauen, und die Beseitigung der Obergrenzen für ausländische 

Beteiligungen bei Banken; 

30. weist auf seinen Bericht über die Beziehungen zwischen der EU und der VRC aus dem 

Jahr 2015 hin, in dem es die Aufnahme von Verhandlungen für ein bilaterales 

Investitionsabkommen mit Taiwan gefordert hat; weist darauf hin, dass die Kommission 

mehrfach angekündigt hat, Verhandlungen über Investitionen mit Hongkong und 

Taiwan aufzunehmen, hält es allerdings für bedauerlich, dass keine diesbezüglichen 

Verhandlungen wirklich eingeleitet wurden; bekräftigt seine Unterstützung für ein 

bilaterales Investitionsabkommen mit Taiwan und Hongkong; erkennt an, dass beider 

Partner zudem als Sprungbrett für EU-Unternehmen nach Festlandchina fungieren 

könnten;  

31. fordert die Kommission auf, sich mit den Mitgliedstaaten und unter Konsultation des 

Parlaments zu koordinieren, um eine einheitliche europäische Haltung und eine 

gemeinsame Wirtschaftsstrategie gegenüber der VRC zu formulieren; fordert alle 

Mitgliedstaaten auf, diese Strategie konsequent zu übernehmen; 

32. hebt die möglichen Konsequenzen des vorgeschlagenen Systems zur Bewertung des 

Sozialverhaltens (Social Credit System) für das Geschäftsumfeld hervor und fordert, 

dass seine Umsetzung transparent, fair und gerecht erfolgt; 

33. begrüßt die legislativen Fortschritte in der EU bei der Verordnung (EU) 2017/821 zur 

Festlegung von Pflichten zur Erfüllung der Sorgfaltspflichten in der Lieferkette für 

Unionseinführer von Zinn, Tantal, Wolfram, deren Erzen und Gold aus Konflikt- und 

Hochrisikogebieten sowie ähnliche chinesische Rechtsvorschriften über Mineralien aus 

Konfliktgebieten, über die sichergestellt werden soll, dass durch den Handel mit diesen 

Mineralien keine bewaffneten Konflikte finanziert werden; betont, dass verhindert 

werden muss, dass Mineralien aus Konfliktgebieten in unseren Mobiltelefonen, 

Fahrzeugen und Schmuckwaren verarbeitet werden; fordert sowohl die Kommission als 
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auch die chinesische Regierung auf, eine strukturierte Zusammenarbeit aufzulegen, um 

die Umsetzung der neuen Rechtsvorschriften zu unterstützen und um wirksam zu 

verhindern, dass globale sowie chinesische und europäische Hütten und Raffinerien 

Mineralien aus Konfliktgebieten nutzen, um Minenarbeiter, darunter Kinder, vor 

Ausbeutung zu schützen und um von Unternehmen in der EU und China zu verlangen, 

sicherzustellen, dass sie diese Mineralien und Metalle ausschließlich aus 

verantwortungsvollen Quellen einführen. 
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